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Die Stadtverordnetenversammlung
- Ausschuss für Umwelt, Energie und 
Sauberkeit  -

  
Tagesordnung I  Punkt 7 der öffentlichen Sitzung am 23. Oktober 2018

Vorlagen-Nr. 18-F-08-0051

Zustand von Ausgleichsflächen
- Antrag der Fraktion Linke&Piraten vom 17.10.2018 -

Eine Ausgleichsmaßnahme der „Grundstücksgesellschaft – Objekt Wiesbaden – Ferdinand 
Knettenbrech“ in der Gemarkung Kostheim an der A 671, Flur 4/3 befindet sich in einem 
vernachlässigten und mittlerweile auch verwahrlosten Zustand (siehe Bilder im Anhang).

Der Ausschuss für Umwelt, Energie und Sauberkeit möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten:

1. Für welchen Eingriff in Natur und Landschaft stellt diese Ausgleichsfläche eine 
Kompensation dar?

2. Kann sie nach Ansicht des Magistrates die geforderten Ziele des Natur- und 
Landschaftsschutzes erreichen?

3. Wie viele Ausgleichsflächen mit welcher Gesamtgröße gibt es in der Wiesbadener 
Gemarkung insgesamt?

4. Wird der Zustand von Ausgleichsflächen kontrolliert?
5. Welche Sanktionen gibt es bei ungenügender Pflege der Ausgleichsflächen?
6. Wurden in der Vergangenheit bereits Sanktionen verhängt?

Es wird auch um schriftlichen Bericht gebeten.

Beschluss Nr. 0129

1. Der mündliche Bericht von Frau Dr. Braun (Umweltamt) wird zur Kenntnis genommen.

2. Der Antrag ist durch Aussprache erledigt.
 

Frau Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .10.2018
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Maritzen
Vorsitzender
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Die Stadtverordnetenvorsteherin Wiesbaden,     .11.2018

Dem Magistrat
mit der Bitte um Kenntnisnahme
und weitere Veranlassung

Gabriel
Stadtverordnetenvorsteherin

Der Magistrat Wiesbaden,     .11.2018
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Dezernat V
mit der Bitte um Kenntnisnahme Gerich

Oberbürgermeister
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